
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 6.2.2025, über die Sitzung (1/2025) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Gemeindeamt, Wredeplatz 2, 5310 Mondsee 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – anwesend bis 19.45 Uhr 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – anwesend 

Winkler Christian ÖVP – anwesend 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – anwesend 

Sperr DI Gerhard ÖVP – anwesend 

Schwaighofer Judith ÖVP – anwesend 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – anwesend 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Haider  Marianne FPÖ – entschuldigt fern geblieben 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Widlroither Ing. Michael SPÖ + UM – entschuldigt fern geblieben 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – anwesend 

Maletzky  Eva Die Grünen – entschuldigt fern geblieben 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – anwesend 

   

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: Mag. Alois Pöllmann (ÖVP), Friedrich Prommegger (FPÖ), 

Robert Plomberger (SPÖ + UM), Mag. Johann Kogler (Die Grünen) 

 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: 1 
 

Beginn:   19.00 Uhr 

 



1/1/2025 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung nachweislich erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 16.12.2024 (Nr. 6/2024) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der heutigen Sitzung von folgenden Parteienvertretern unterfertigt wird:  

ÖVP:           Christian Winkler 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Wolfgang Stabauer 

 

Tagesordnung 

 

1) Flächenwidmungsplan u. ÖEK-Änderung - Entscheidung über Beschlussfassung: 

• Fwpl. Ä. 3.238 u. ÖEK Ä.1.28, Bereich „Mondseestraße“, Gstk. 1250/1, 1296/1 u. 1353/1, 

KG Hof 

Mit Datum vom 12.02.2024 wurde ein Antrag zur Umwidmung von „Betriebsbaugebiet“ in 

„Mischgebiet“ eingebracht. Der Grund für das Umwidmungsansuchen ist der Widmungskonflikt zum 

gegenüberliegenden Betriebsbaugebiet in der Gemeinde St. Lorenz. Die ehemaligen Betriebsareale der 

Firmen Ebner und Stabauer sollen zeitgleich in Mischgebiet umgewidmet werden. Die synchron 

betriebenen Umwidmungsverfahren würden zur allgemeinen Bereinigung des Widmungsteppichs im 

betreffenden seenahen Areal führen und zudem die geplanten Nachnutzungen auf den ehemaligen 

Betriebsarealen ermöglichen. 

Für die ggst. Fläche der Shell Austria GmbH würde sich zweifelsfrei eine Aufwertung ergeben, weil 

mittel- und langfristig dadurch die Entwicklung weiterer funktionaler Projekte möglich wird. Seitens 

Raum- u. Ortsplanung wird diese Widmung unterstützt und wäre diese grundsätzlich auch in der 

allgemeinen Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes und dem ÖEK bearbeitet worden. Das 

Ansuchen zur Umwidmung ist aber zu spät eingelangt. In der Bauausschusssitzung am 12.03.2024 

wurde einstimmig entschieden, die Einleitung der Umwidmung zu empfehlen. In der 

Gemeinderatssitzung am 21.03.2024 wurde die Widmung ohne den Planentwurf des Ortsplaners 

eingeleitet, was dem § 33 Abs. 2 des ROG Oö. 1994 widerspricht und deshalb dem Gemeinderat 

neuerlich zur Beschlussfassung vorgelegt werden muss.  

Bei der Planerstellung durch den Ortsplaner wurde festgestellt, dass die Grundstücke der Bundes- und 

Landesstraße (Gstk. 1353/1 u. 1296/1), KG Hof, geringfügig mit der Baulandausweisung 

Betriebsbaugebiet überlagert sind und diese in Verkehrsfläche gewidmet werden sollen. Die zuständige 

Behörde für Liegenschaftsangelegenheiten wurde informiert und in das Widmungsverfahren 

eingebunden. Dies wurde auch in der Bauausschusssitzung am 26.06.2024 mitgeteilt. Der Plan von 

Ortsplaner DI Attwenger, dat. mit 05.06.2024, wird dem Gemeinderat vorgelegt und um erneute Ein- 



 

 

leitung gebeten. Mit Gemeinderatsbeschluss vom 04.07.2024 (3/2024) wurde gem. § 33 Abs. 3 Oö. ROG 

1994 idgF. das Verfahren eingeleitet.  

Mit Schreiben vom 05.08.2024 wurde das Verständigungsverfahren durchgeführt. Beigelegt wurde der 

Plan von Ortsplaner DI Attwenger Ziviltechniker KG, datiert mit 05.06.2024. Folgende Stellungnahmen 

der einzelnen Behörden und Dienststellen langten bei der Gemeinde ein: 

- Land Oö. Abt. Raumordnung v. 28.10.2024 

- Land Oö. Abt. Naturschutz v. 12.09.2024 

- Land Oö. Abt. Umweltschutz v. 09.09.2024 

- Land Oö. Abt. Wasserwirtschaft v. 21.08.2024 

- Land Oö. Abt. Straßenneubau und -erhaltung v. 12.09.2024 

- Land Oö. Abt. Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht v. 19.08.2024 

- Wildbach- u. Lawinenverbauung v. 26.11.2024 

- Netz Oö. GmbH v. 21.08.2024 (Strom und Erdgas) 

In Berücksichtigung der Aussagen der ergänzend eingeholten fachlichen Stellungnahmen wird 

mitgeteilt, dass der Änderung aus fachlicher Sicht nicht zugestimmt werden kann. Lt. 

Überflutungsplan befindet sich die Planungsfläche teilweise im 30- und zur Gänze im 100-jährlichen 

HW-Rückstaubereich des Mondsees. Die Voraussetzungen für eine Baulandwidmung im Sinne des § 21 

Oö. ROG sind aus schutzwasserbaufachlicher Sicht nicht erfüllt. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist 

die Umwidmung daher abzulehnen. 

Im Zuge der weiteren Planungen wäre entlang des öffentlichen Wassergutes, Gstk. 1255/2, ein mind. 

10 Meter breiter gewässerbegleitender Grünzug zu berücksichtigen. Des Weiteren werden durch die 

Straßenemissionen der B 154 und der L 539 sowie der Zu- und Abfahrten zum Parkplatz des östlich 

situierten Eurospar-Lebensmittelmarktes relevante Schallimmissionen in den nördlichen und 

östlichen Randbereichen des Planungsgebietes verursacht.  

Die Umwidmung stellt ein Heranrücken des geplanten „Gemischten Baugebietes“ mit möglicher 

Wohnnutzung dar und wird als nicht zielführend angesehen. Aus lärmschutztechnischer Sicht wird 

die geplante Umwidmung von „Betriebsbaugebiet“ in „Gemischtes Baugebiet“ abgelehnt. Einer 

Umwidmung des Betriebsbaugebietes in „Eingeschränktes gemischtes Baugebiet“ könnte jedoch 

zugestimmt werden. In Verbindung mit der geplanten Flächenwidmungsplanänderung 4.42 der 

benachbarten Gemeinde St. Lorenz kommt es – aus Sicht der Luftreinhaltung und der Örtlichen 

Raumordnung - durch die geplante Umwidmung des „Betriebsbaugebietes“ in „Gemischtes Baugebiet“ 

zu einer deutlichen Verbesserung der funktionalen Gliederung des Raumes. Die beiden Verfahren sind 

daher zeitlich (und inhaltlich) aufeinander abzustimmen, da sie einander bedingen.  

Der WLV schreibt in seiner Stellungnahme: Im öffentlichen Interesse am Schutz vor Wildbachgefahren 

besteht gegen das geplante Vorhaben bei Einhaltung folgender Auflage und mit folgenden Hinweisen 

kein Einwand:  

- Jene Bereiche, die sich im Abstand von mind. 5 m zur südlichen Grundstücksfläche befinden 

und jene Bereiche, die für die ordnungsgemäße Behandlung anfallender Dach- und 

Oberflächenwässer zur Verfügung stehen, sind dauerhaft von jeglicher Bebauung freizuhalten. 
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- Sollte es zu einer Erhöhung der Versiegelung kommen, sind die Anlagen zur ordnungsgemäßen 

Behandlung der Oberflächenwässer entsprechend und dem Stand der Technik folgend 

anzupassen. Für diese Anlagen sind ausreichend Flächen zur Verfügung zu stellen.  

Hinweis: Im Bauverfahren ist mit Auflagen in Bezug auf Hochwasserschutz zu rechnen und ist eine 

etwaige Planung mit § 47 OÖ. Bautechnikgesetz  – hochwassergeschütztes Bauen - in Einklang zu 

bringen. Sollten zusätzliche Gebäude geplant sein oder eine Vergrößerung bzw. Verlängerung des 

bestehenden Hauses oder der Bau neuer Gebäude quer zur Fließrichtung, so ist dafür ein Nachweis zu 

erbringen, dass es zu keiner Verschlechterung der Rechte Dritter, vor allem zu keiner Verschlechterung 

der Hochwassersituation für die Grundstücke bachaufwärts kommen kann. Diese Nachweise sind 

durch Fachgutachten einschlägig ausgebildeter Personen oder von entsprechenden Fachstellen 

auszuarbeiten und in Bezug auf die Bemessungskriterien mit der Dienststelle abzustimmen. 

In Absprache mit Antragsteller, Gemeinde und Ortsplaner wird die Widmungsfläche nicht mehr in 

„Gemischtes Baugebiet“, sondern in „Eingeschränktes gemischtes Baugebiet, unter Ausschluss 

betriebsfremder Wohnnutzung“ gewidmet. Somit werden die Bedenken der Fachdienststellen, die mit 

erhöhter Wohnnutzung einhergehen, weitgehend relativiert. Der Flächenwidmungsplan wird 5m, 

bachbegleitend, südlich, mit einer SP-4-Zone, die jegliche Bebauung ausschließt, und östlich entlang 

der HW-30-Grenze mit einer SP-20-Zone „Bauliche Maßnahmen sind nur nach Maßgabe der 

diesbezüglichen baurechtlichen, forstrechtlichen bzw. wasserrechtlichen Bestimmungen sowie ggf. 

nach Stattgebung einer Ausnahme von den Folgen eines Hinderungsgrundes, möglich“, ausgewiesen 

und in MB 1 geändert. 

Diese Änderung wurde vom Antragsteller mit seiner Unterschrift auf dem Plan bestätigt, und der neue 

Fwpl. 3.238, mit Plandatum v. 10.12.2024, und die ÖEK-Änderung 1.28, mit Plandatum v. 05.06.2024, 

auf der Amtstafel gemäß § 33 Abs. 3 Oö. ROG 1994 idgF. 4 Wochen kundgemacht. In der Bauausschuss-

sitzung am 28.11.2024 wurde einstimmig beschlossen, dem GR die Umwidmung zu empfehlen.   

GR Hubert Ehrschwendtner stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 3.238 u. ÖEK 

Ä.1.28 - Gstk. 1250/1, KG Hof - Widmung von „Betriebsbaugebiet“ in „Eingeschränktes gemischtes 

Baugebiet MB1“ u. Teilfl. der Gstk. 1296/1 u. 1353/1, KG Hof, von „Betriebsbaugebiet“ in 

„Verkehrsfläche“ - zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

2) Allfälliges 

Beleuchtung Kreisverkehr: GR Hubert Ehrschwendtner weist darauf hin, dass beim Kreisverkehr 

Weißen Stein (B 154) die defekten Leuchtmittel nach wie vor nicht repariert sind; er habe auf diesen 

Umstand schon mehrmals hingewiesen, seit eineinhalb Jahren sei nichts passiert. Bgm. Johann 

Dittlbacher sagt, die Reparaturen seien in Absprache mit dem Elektrounternehmen und der 

Landesstraßenverwaltung längst beauftragt; er werde nochmals nachhaken. 

Ausbau Glasfaser: GR Hubert Ehrschwendtner erinnert an die Bestrebungen zum Ausbau des 

Glasfaserkabels im Mondseeland; mittlerweile sei die involvierte Firma in den Konkurs geschlittert. 

Diese Information sollte an die Bevölkerung getragen werden. Amtsleiter Mag. Günter Schardl sagt, im  



 

 

November habe es noch ein Gespräch mit Vertretern der Speedconnect gegeben, von einem Konkurs 

sei nichts bekannt. Zwischen Gemeinde und Speedconnect bestehe auch kein Auftragsverhältnis, es 

sei lediglich vereinbart worden, öffentliches Gut für die Verlegung von Kabeln zur Verfügung zu 

stellen. 

Lehrlingsmesse: GR Hubert Ehrschwendtner informiert über die Lehrlingsmesse, die in der 

Säulenhalle des Schlosses Mondsee stattgefunden habe. 15 Betriebe haben sich präsentiert, rund 500 

Schülerinnen und Schüler hätten der Messe einen Besuch abgestattet. Bedauerlich sei, dass zwei 4. 

Klassen der Mittelschule der Besuch der Messe nicht gestattet worden sei. 

Parkplatzbewirtschaftung Buchenweg: GR Christian Winkler regt an, für die Verwertung des 

öffentlichen Parkplatzes beim Buchenweg alternative Lösungen anzudenken; auf die Einladung zur 

Miete von Stellflächen hätten lediglich zwei Anrainer reagiert. 

Ärztliche Versorgung: Bgm. Johann Dittlbacher berichtet, dass es im Mondseeland einen Mangel an 

Kassenärzten gibt und deshalb eine Petition an die zuständigen Stellen gerichtet werden soll. GR 

Andreas Putz, Obmann des Sozialausschusses, ergänzt, dass sich die Ausschusssmitglieder einstimmig 

für das Verfassen einer Petition ausgesprochen haben und ersucht und breite Unterstützung. Auch die 

umliegenden Gemeinden sollten nach Möglichkeit das Anliegen mittragen. GV Karl Lackner regt an, 

sowohl die (zusätzlichen) Einwohnerzahlen Oberhofens einzuarbeiten als auch die konkreten 

Nächtigungszahlen, die bei knapp 400.000 pro Jahr liegen. „Auch Urlauber müssen mal zum Arzt“, so 

GV Lackner. In der folgenden Diskussion wird auch auf die unzureichende ärztliche Versorgung am 

Wochenende sowie die mangelhafte notärztliche Situation verwiesen. Die Petition selbst soll sich 

jedoch auf die Forderung einer weiteren kassenärztlichen Stelle beschränken. 

Neubau Feuerwehrhaus Hof/Guggenberg: Die Gemeinde Tiefgraben hat das Landesfeuerwehr-

kommando (LFK OÖ) ersucht, auf Grundlage der aktuellen Erfordernisse (GEP etc.) den 

Mindestflächenbedarf für den Neubau des gemeinsamen Feuerwehrhauses Hof/Guggenberg zu 

ermitteln. Das LFK OÖ hat drei Gestaltungsvorschläge erarbeitet und einen Mindestflächenbedarf von 

2.800 m² festgestellt, dazu sollte eine gewisse Reserve einkalkuliert werden. Je nach Gestaltung des 

neuen Feuerwehrhauses bleiben rund 2.500 Quadratmeter übrig, die für einen Weiterverkauf an 

interessierte Firmen in Frage kommen. Hauptinteressent ist das Autohaus Reiser, wobei nach den 

bisherigen Gesprächen ein Verkaufspreis von € 230 pro Quadratmeter im Raum steht, so Bgm. Johann 

Dittlbacher. Er macht darauf aufmerksam, dass für einen allfälligen Grundverkauf im Gemeinderat 

eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist. 

Im Gemeinderat gehen die Ansichten darüber, ob und wie viel Grund veräußert werden bzw. ob der 

Feuerwehrjugend für Trainingszwecke eine Laufbahn zur Verfügung gestellt werden soll, weit 

auseinander. Bgm. Johann Dittlbacher kündigt an, mit dem Inhaber des Autohauses weitere Gespräche 

zu führen. 

Kindergarten/Krabbelstube: AL Mag. Günter Schardl greift das Thema Kostensteigerung beim 

Vorhaben Sanierung Kindergarten/Neubau Krabbelstube auf und nimmt den jüngsten Bericht in der 

ÖVP-Parteizeitung zum Anlass, den Mitgliedern der ÖVP-Fraktion die Frage zu stellen, ob tatsächlich 

jeder einzelne den Inhalt dieses Berichts mittrage? Gleiches gelte für den Versuch, mittels Einwendung 

zur Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 16.12.2024 die Position der Gemeinde in der 

bevorstehenden gerichtlichen Auseinandersetzung mit dem betroffenen Architekten 
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 (DI Johannes Pfeffer) zu schwächen. All diese Manöver seien Teil einer konzertierten Aktion mit dem 

Ziel, die Interessen der Gemeinde zu unterminieren sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Amtes zu diskreditieren. „Wie lange schaut ihr noch zu? Ich appelliere an euch, Courage zu zeigen und 

sich nicht instrumentalisieren zu lassen“, appelliert der Amtsleiter an die Gemeinderätinnen und 

Gemeinderäte sich zu vergegenwärtigen, dass sie die Interessen der Gemeinde zu vertreten hätten. Er 

als Amtsleiter werde auch nicht zulassen, dass politische Streitereien auf dem Rücken des Amtes 

ausgetragen und die Belegschaft „zerrieben“ werde. 

Primärversorgungszentrum: GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer erkundigt sich, wie es um den 

Fortschritt bei der Errichtung des Primärversorgungszentrums in St. Lorenz steht; Bgm. Johann 

Dittlbacher verweist auf die Gemeinde St. Lorenz, diese sei für die Planung zuständig. 

Zinsen: GR August Wieneroither appelliert, die Zinsentwicklung im Auge zu behalten, um bei 

gemeindeeigenen Krediten oder Darlehen die bestmöglichen Konditionen herauszuholen. 

 

3) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 16.12.2024 (6/2024) 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 16.12.2024 (Nr. 6/2024) keine Einwendung vorliegt und erklärt sie für 

genehmigt. 

 

Ende: 20.50 Uhr 

  

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________ 

abgeschickt. Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 

Einwendungen genehmigt. 

Protokollfertiger:  

ÖVP:  

 
SPÖ+UM:   

 
Die GRÜNEN: 

 



FPÖ:   


